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Schieflage: 
Wenige Superreiche, mehr Bedürftige
Einkommen und Vermögen verteilen sich in 
vielen reichen Gesellschaften immer schie-
fer. Während führende Ungleichheitsfor-
scher in einer angemessenen Besteuerung 
einen Ausgleich sehen, stehen die Zeichen 
der Zeit anders. Wie sich die Situation in 
der Schweiz präsentiert, zeigt ein Forscher-
team der BFH anhand eigener Studien auf.
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 ▶
Getrieben von technologischem Fortschritt und Glo-
balisierung, hat die ökonomische Ungleichheit während 
der letzten Jahrzehnte in vielen Ländern zugenommen. 
Dies betrifft sowohl die Ungleichheit der Einkommen 
(Atkinson, Piketty & Saez, 2011) als auch der Vermögen 
(Piketty, 2014). Die Entwicklung zeigt auf, dass es eini-
gen wenigen gelingt, vom wirtschaftlichen und techno-
logischen Wandel zu profitieren, während andere in die 
Armut abrutschen. Das fordert eine Gesellschaft in be-
sonderer Weise heraus. Eine hohe Vermögenskonzen-
tration bei wenigen Superreichen verstärkt die unglei-
chen Machtverhältnisse erheblich, weil grosse Vermö-
gen grosse Handlungs- und Einflussmöglichkeiten 
eröffnen.
Diese Entwicklung ist aus der Sicht einer Demokra-
tie problematisch, weil die Einflussmöglichkeiten im-
mer ungleicher und die Abhängigkeiten immer grösser 
werden. Dies birgt die Gefahr von gesellschaftlichen 
Konflikten, wie das Autorenteam des Global Risk Re-
ports unlängst wieder betonte (World Economic Fo-
rum, 2014). Aufgrund der negativen Folgeeffekte hat 
sich die politische Position verstärkt, dass es mehr 
Ausgleich bedarf. Wie dies erfolgen soll und welche 
Instrumente dazu am wirksamsten sind, darüber be-
steht jedoch wenig Einigkeit.
Die Schweiz weltweit an der Spitze
Zur Vermögensungleichheit in der Schweiz gab es 
bislang nur wenige Untersuchungen. Der Grund für die-
ses Forschungsdefizit lag mitunter im Mangel an ver-
lässlichen Daten (vgl. z.B. Müller & Schoch, 2014). For-
scher der BFH und der Universität Bern haben nun im 
Rahmen eines Nationalfondsprojektes zur Einkom-
mens- und Vermögensungleichheit in der Schweiz Mik-
ro-Steuerdaten von verschiedenen Kantonen und aggre-
gierte Steuerstatistiken der Eidgenössischen Steuerver-
waltung (ESTV) erschlossen. Sie ermöglichen, die 
Vermögensverhältnisse in der Schweiz zu analysieren 
(vgl. www.inequalities.ch).
Die Steuerdaten zeigen, dass die Schweizer Bevölke-
rung mit einem durchschnittlichen Pro-Kopf-Vermögen 
von 323’700 CHF zur reichsten der Welt gehört (Fluder 
et al., 2017). Reich ist aber vor allem das oberste Vermö-
genssegment, während mit 56 Prozent mehr als die Hälf-
te der Bevölkerung nur über 1,6 Prozent des Gesamtver-
mögens verfügt. Deshalb liegt die Schweiz auch bei der 
Vermögensungleichheit weltweit an der Spitze: Gemes-
sen am Gini-Koeffizienten, dem international verwende-
ten Ungleichheitsmass, weisen nur Singapur und Nami-
bia von 165 erfassten Ländern eine noch ungleichere 
Verteilung auf (Fluder et al., 2017).
Abbildung 1 zeigt die ausgeprägte Ungleichheit der 
Vermögen. Dargestellt sind die Bevölkerungsanteile für 
die verschiedenen Vermögensklassen und ihre Anteile 
am Gesamtvermögen. 
Auswertungen der Berner Steuerdaten zeigen, dass 
die ärmsten 20 Prozent häufig auch verschuldet sind 
(Hümbelin & Farys, 2015). Demgegenüber gibt es eine 
starke Konzentration von Vermögen bei einer kleinen 
Gruppe von Reichen. So verfügen 2,2 Prozent der Bevöl-
kerung über mehr als die Hälfte (51,3 Prozent) aller 
Vermögenswerte der Schweiz (siehe Abbildung 1).
Gründe für die Ungleichheit in der Schweiz
Warum sind die Vermögen so ungleich verteilt? Ver-
schiedene historische, sozioökonomische und instituti-
onelle Faktoren können zur Erklärung herangezogen 
werden (Fluder et al., 2017). Während in vielen Ländern 
Europas Vermögenswerte im Zuge kriegerischer Aktivi-
täten des Zweiten Weltkrieges vernichtet wurden, blieb 
die Schweiz weitgehend verschont. Im Laufe der wirt-
schaftlichen Prosperität der Nachkriegszeit verstärkten 
sich die bestehenden Ungleichheiten zunehmend. Die-
ser Trend kann auch in den letzten 30 Jahren beobachtet 
werden (vgl. Hümbelin & Farys, 2016). Ein Grund ist die 
massive Wertsteigerung von Grundstücken und Liegen-
schaften. Davon konnten jene profitieren, die bereits 
Immobilien besassen. In der Schweiz verfügt aber nur 
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Schieflage: Abbildung 1: Verteilung der Vermögen in der Schweiz 2013
Quelle: ESTV, 2013. Eigene Berechnung (vgl. Fluder 2017)Bevölkerungsanteil in Prozent Anteil am Gesamtvermögen in Prozent
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Ein Grund für die gewachsene Ungleichheit ist die erhebliche Wertsteigerung von Immobilien 
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eine Minderheit über Wohneigentum (38 Prozent), was 
die geringste Wohneigentumsquote in Europa ist (BFS, 
2017). Andererseits erzielen höhere Vermögen in der 
Regel auch höhere Renditen, weil sie häufiger in risiko-
reicheren Wertpapieren angelegt sind und es einfacher 
ist, Risiken zu verteilen.
Ein dritter Grund ist, dass sich die Schweiz als Zuwan-
derungsland für die Wohlhabendsten etablierte. Dabei 
dürften Faktoren wie die gute Infrastruktur und die hohe 
Rechtssicherheit eine entscheidende Rolle spielen. An-
ziehend wirken aber auch Steuerprivilegien wie die Pau-
schalbesteuerung. Nicht von ungefähr erlangte die 
Schweiz einen internationalen Ruf als Steueroase (Zuc-
man, 2015). Auch Erbschaften und Schenkungen ver-
stärken die Vermögensakkumulation. Jann und Fluder 
(2012) zeigten anhand von Berner Steuerdaten auf, dass 
Erbschaften und Schenkungen sehr einseitig verteilt 
sind und hohe Summen meist jenen zugutekommen, die 
bereits wohlhabend sind. Seit den 80er Jahren haben 
zudem Erbschaften relativ zum Volkseinkommen deut-
lich an Bedeutung gewonnen. Erbschaften festigen be-
stehende Ungleichheiten über Generationen.
Tatsächlich hat sich die Ungleichheit der Vermögens-
verteilung in den letzten drei Jahrzehnten weiter ver-
schärft. Insbesondere der Vermögensanteil jener fünf 
Prozent der Bevölkerung, die am reichsten sind, ist deut-
lich gewachsen. Der Vermögensanteil im mittleren Be-
reich hat dagegen abgenommen (Fluder et al., 2017). 
Mit Steuern Ausgleich schaffen
Progressive Steuern bilden das direkteste Instru-
ment, um ökonomische Ungleichheiten zu mindern. 
Einkommens- und Vermögenssteuern sind meist pro-
gressiv ausgestaltet, was bedeutet, dass wohlhabende 
Personen proportional zu ihrem Einkommen und Ver-
mögen mehr Steuern zahlen als Personen in bescheide-
nen Verhältnissen. Diese unterschiedliche Steuerbelas-
tung gleicht einerseits die verfügbaren Einkommen ein-
ander an. Andererseits stehen die über Steuern 
finanzierten öffentlichen Güter allen zur Verfügung. 
Damit findet ein Ausgleich statt.
Steuern sind also ein wirksames Mittel zur Reduktion 
von Ungleichheit. Führende Ungleichheitsforscher wie 
Piketty, Saez und Zucman (2013) schlagen deshalb 
Steuern auf Kapital und Erbschaften vor, um der zuneh-
menden Vermögensungleichheit entgegenzuwirken. 
Hümbelin (2016) hat die Verteilungswirkung von direk-
ten Steuern am Beispiel des Kantons Aargau untersucht. 
Dabei konnte er aufzeigen, dass die Vermögenssteuer 
nur knapp 7 Prozent der gesamten direkten Steuern be-
trägt, während 93 Prozent aus der Einkommenssteuer 
stammen. Zudem ist der Umverteilungseffekt der aktu-
ellen Vermögenssteuern eher gering: Zwar besteuert die 
Schweiz im Unterschied zu den meisten europäischen 
Ländern das Vermögen, aber nur in bescheidenem Um-
fang und oft mit einer tiefen oder fehlenden Progression. 
Demgegenüber erheben andere Länder im Unterschied 
zur Schweiz Kapitalgewinn- oder Erbschaftssteuern.
Der Schweizer Fiskus fasst also Vermögen gewisser-
massen mit Samthandschuhen an. Seine finanziellen 
Mittel stammen zu einem sehr viel grösseren Teil aus der 
Besteuerung von Erwerbsarbeit. Bei der Besteuerung 
von Erbschaften gibt es sogar einen rückläufigen Trend: 
Die Schweiz hat mit dem Argument des Steuerwettbe-
werbs die Besteuerung von Erbschaften an direkte Nach-
kommen seit der letzten Jahrhundertwende fast ganz 
abgeschafft. Zudem hat die Stimmbevölkerung 2015 die 
Initiative zur Einführung einer nationalen Erbschafts-
steuer deutlich abgelehnt.
Eine Frage von Fairness und Solidarität 
Entwicklungen wie Digitalisierung und Globalisie-
rung haben die ungleiche Verteilung von Vermögen und 
Einkommen verschärft. Die extreme Konzentration der 
Vermögen bei einem kleinen Personenkreis ist auch mit 
unterschiedlichen Einflusschancen verbunden. Ein kri-
tisches Ausmass an Ungleichheit gefährdet aber den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt und birgt hohes Kon-
fliktpotenzial.
Modernen Gesellschaften wohnt die Idee inne, dass 
Wohlstand durch Leistung für jeden erreichbar ist. Ein 
grosser Teil des Vermögens in der Schweiz ist aber nicht 
selbst «erarbeitet». Reichtum reproduziert sich viel-
mehr in einer eigenen Dynamik: Wer einmal reich ist, 
kann seinen Wohlstand ohne Erwerbsarbeit vermehren. 
Während der technologische Wandel auf der einen Seite 
extrem hohe Gewinne ermöglicht, fällt ein Teil der Ar-
beitsbevölkerung infolge der Entwertung seiner berufli-
chen Fähigkeiten aus dem Arbeitsprozess raus. 
Tatsächlich nimmt die Zahl der in Armut lebenden 
und auf Sozialhilfe angewiesenen Personen zu, während 
eine kleine Elite von Superreichen über immer mehr 
Die Zahl der in Armut lebenden Menschen nimmt in der Schweiz zu
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Vermögen und Einkommen verfügt. Es ist zumindest 
fragwürdig, wenn in der Schweiz die Reichsten steuer-
lich weiter entlastet werden und von den Ärmsten durch 
Kürzungen der Sozialleistungen ein Beitrag zur Entlas-
tung der eng gehaltenen öffentlichen Finanzen abver-
langt wird.
Mit einer höheren Besteuerung der Topeinkommen 
und -vermögen könnten unter anderem existenz-
sichernde Sozialleistungen und Weiterbildungen für 
jene finanziert werden, die durch den technologischen 
und ökonomischen Wandel abgehängt werden. Eine hö-
here Besteuerung jener, die besonders vom Wohlstands-
wachstum der jüngsten technologischen Innovationen 
profitieren, wäre in diesem Sinne fair. Die aktuelle Ent-
wicklung läuft jedoch in die andere Richtung. Waren es 
1995 noch 14 OECD-Länder, die Steuern auf Vermögen 
erhoben, hat sich deren Zahl bis 2014 auf 5 reduziert 
(Brülhart et al., 2016). 
Begründet wird diese Entwicklung auch hierzulande 
mit der Angst vor der Flucht mobilen Vermögens. Viel-
leicht fehlt aber auch der Mut, dafür zu sorgen, dass jene 
einen angemessenen finanziellen Beitrag an die Allge-
meinheit leisten, die am meisten vom technischen und 
ökonomischen Wandel und von der Stabilität der 
Schweiz profitieren. ▪
